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Schutz der sozialistischen Ökonomik gerichteten Be­
stimmungen, also die Bestimmungen über die Wirt­
schaftsstraftaten, enthält. Hier haben sich allerdings 
auch die gesellschaftlichen Verhältnisse am sichtbarsten 
verändert. Das frühere Strafgesetz enthielt nur wenige 
und in der Mehrzahl allgemein formulierte Bestimmun­
gen. Einige von ihnen wurden durch die Entwicklung 
überholt und sind nicht mehr praktisch; das betrifft die 
Bestimmungen über die Strafbarkeit der Bildung pri­
vater Monopole, über die Strafbarkeit von Gesetzes­
verstößen bei öffentlichen Lieferungen und Leistungen, 
über die Strafbarkeit von Gesetzesverstößen bei der 
Verstaatlichung u. ä. Das hatte zur Folge, daß zwischen 
den einzelnen Arten von Angriffen gegen die sozia­
listische Ökonomik, zwischen den einzelnen Arten von 
Handlungen, die diese Ökonomik schädigen und ihre 
Entwicklung hemmen, nicht genügend differenziert 
werden konnte. Vor allem wurden die Bestimmungen 
über die Strafbarkeit der Entwendung und Schädigung 
des sozialistischen Eigentums, die breit und allgemein 
formuliert waren, auf die Verfolgung von Handlungen 
und ihrer Täter angewandt, die sich durch ihren Cha­
rakter und ihre Motive sehr wesentlich voneinander 
unterschieden. Personen, die aus gewinnsüchtigen und 
parasitären Motiven sozialistisches Eigentum entwendet 
hatten, wurden ebenso verfolgt wie undisziplinierte 
Wirtschaftsfunktionäre, die durch die Verletzung ihrer 
Pflichten dem ihnen anvertrauten Vermögen einen 
Schaden zugefügt hatten. Dieser Zustand hat die er­
zieherische Wirksamkeit der gerichtlichen Entscheidung 
und die Präventivwirkung des Strafgesetzes abge­
schwächt.
Das neue Strafgesetz hat eine Reihe differenzierter 
Tatbestände geschaffen, ohne dabei die Absicht zu ver­
folgen, den Bereich der strafrechtlichen Verfolgung zu 
erweitern. Neben den unmittelbar gegen das sozialisti­
sche Eigentum gerichteten Straftaten hat es hier eine 
Gruppe von Straftaten gegen das Wirtschaftssystem 
und eine Gruppe von Straftaten gegen die Wirtschafts­
disziplin eingöfügt. In den meisten Fällen wird bereits 
durch die Bezeichnung der Straftaten deutlich, worum 
es dabei geht. So werden innerhalb der Gruppe der 
Straftaten gegen das Wirtschaftssystem vor allem die­
jenigen Personen mit Strafe bedroht, die Gegenstände 
ihrer wirtschaftlichen Bestimmung entziehen, die 
spekulieren oder die unerlaubt ein Unternehmen be­
treiben. Weiterhin umfaßt diese Gruppe die Nichterfül­
lung von Aufgaben beim Betrieb einer Privatwirtschaft, 
den Mißbrauch sozialistischer Unternehmen und die 
Schädigung der Verbraucher durch Mitarbeiter einer 
staatlichen, genossenschaftlichen oder anderen sozia­
listischen Organisation.
Bei einigen Straftaten gegen die Wirtschaftsdisziplin 
kommt nur ein beschränkter Kreis von Tätern in Be­
tracht. Das Gesetz spricht in diesem Zusammenhang 
von „verantwortlichen Mitarbeitern der Wirtschaft“. 
Auch hier wird durch die Bezeichnung der Straftaten 
in den meisten Fällen das ungesetzliche Verhalten, dem 
die Strafrechtsbestimmung entgegentreten soll, aus­
reichend charakterisiert. Es handelt sich hierbei vor 
allem um die Störung der Leitung, Planung und Kon­
trolle der Volkswirtschaft (vor allem durch falsche Be­
richterstattung), um die Pflichtverletzungen beim Um­
gang mit finanziellen und materiellen Mitteln einer 
staatlichen, genossenschaftlichen oder anderen sozia­
listischen Organisation, um die Lieferung von Erzeug­
nissen und Leistungen von besonders mangelhafter 
Qualität und um andere Pflichtverletzungen in der 
Arbeit einer sozialistischen Organisation.
Die Neuregelung soll die erforderliche Differenzierung 
ermöglichen, sie soll die einzelnen in der Praxis vor­
kommenden Typen der die sozialistische Ökonomik 
schädigenden Verhaltensweisen voneinander unterschei­

den. Sie soll aber auch die erzieherische und vor­
beugende Wirksamkeit der Strafbestimmungen verstär­
ken und vor allem die Wirtschaftsfunktionäre eindeutig 
darauf aufmerksam machen, wann und durch welches 
Verhalten sie in Konflikt mit dem Strafgesetz geraten. 
Auf dem Gebiet der konterrevolutionären Straftaten 
hat das neue Strafgesetz Schlußfolgerungen aus der 
Tatsache gezogen, daß die Tschechoslowakische Sozia­
listische Republik Mitglied des sozialistischen Welt­
systems ist und daß sie in diesem System die Garantie 
für ihre Existenz erblickt. Das frühere Strafgesetz 
schützte allein die Tschechoslowakische Republik; 
diesen Schutz erweiterte es nur im Falle der Spionage, 
die auch dann strafbar war, wenn sie sich gegen einen 
Verbündeten richtete. Im-Unterschied zur alten Rege­
lung gewährt das neue Strafgesetz gleichen Schutz vor 
allen schweren konterrevolutionären Straftaten, seien 
sie direkt gegen die Tschechoslowakische Sozialistische 
Republik oder gegen einen anderen Staat des sozialisti­
schen Weltsystems gerichtet.
In das neue Strafgesetz wurde ein Kapitel aufgenom­
men, worin die Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
unter Strafe gestellt werden. An erster Stelle steht hier 
die Straftat des Genozid, die mit den schwersten 
Strafen bedroht wird. Sie umfaßt das auf die voll­
ständige oder teilweise Ausrottung einer Volks-, 
Sprach-, Rassen- oder Religionsgruppe gerichtete Unter­
nehmen. Hier sind auch die Unterstützung und die 
Propagierung des Faschismus oder einer anderen ähn­
lichen, auf die Unterdrückung der Rechte und Frei­
heiten des werktätigen Volks gerichteten oder den 
Völker-, Rassen- oder Religionshaß verkündenden Be­
wegung aufgepommen worden.

Die Übertragung geringfügiger Strafsachen auf die 
örtlichen Volksgerichte und Nationalausschüsse
Der gesamte Inhalt der neuen Gesetze spiegelt konse­
quent die Forderung der Verfassung wider, nach der 
alle Bürger und vor allem die gesellschaftlichen 
Organisationen der Werktätigen für die volle Durch­
setzung der sozialistischen Gesetzlichkeit Sorge zu 
tragen haben und wonach durch die 'moralische Kraft 
der sozialistischen Gesetzlichkeit ihrer Verletzung vor­
zubeugen ist. Gerade diese Teilnahme der breiten 
Öffentlichkeit und besonders die Aktivität der gesell­
schaftlichen Organisationen im Kampf gegen die Ver­
letzung der sozialistischen Gesetzlichkeit und bei der 
Umerziehung von Personen, die durch die Begehung 
gesellschaftswidriger Handlungen die sozialistische 
Ordnung verletzt haben, hat es möglich gemacht, im 
neuen Strafgesetz die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
einzuengen. Aus seinem Bereich konnten solche Hand­
lungen ausgeschlossen werden, die für die Gesellschaft 
und den Staat weniger gefährlich sind und mit denen 
man sich durch Maßnahmen der gesellschaftlichen Ein­
wirkung, durch disziplinarische und verwaltungsmäßige 
Mittel wirksam auseinandersetzen kann. Der Kreis, 
jener Verletzungen der sozialistischen Rechtsordnung, 
in denen bisher eine Straftat erblickt wurde, hat sich 
also verkleinert. Einige geringfügige Straftaten sind 
überhaupt weggelassen worden. Bei anderen soll die 
Neuformulierung des Tatbestandes gewährleisten, daß 
nur die schweren Formen der Tätigkeit, die nach der 
früheren Regelung stets als eine Straftat angesehen 
wurden, als Straftaten verfolgt und vor Gericht im 
Strafverfahren verhandelt werden. Nunmehr wird ge­
fordert, daß durch die Tat ein größerer Schaden ver­
ursacht wurde, 'daß die Tätigkeit in einem größeren 
Umfang durchgeführt wurde, daß sich der Täter durch 
die Handlung einen größeren Vorteil verschafft hat, daß 
es zur Vereitelung einer wichtigen Aufgabe u. ä. ge­
kommen ist. Das ist auch der Sinn der allgemeinen Be­
stimmung, nach der eine Handlung, die zwar an sich
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